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I.

Ziel und Aufgaben 
der zentralen staatlichen Kalkulationsrichtlinie

§ 1

(1) Die zentrale staatliche Kalkulationsrichtlinie legt die 
Anforderungen des Staates an die Bildung der Industriepreise, 
die Kalkulation der Kosten und Gewinne sowie die dabei an­
zuwendenden Methoden fest. Durch die enge Verbindung von 
zentraler staatlicher Leitung und Planung der Industriepreise 
mit der Durchsetzung der zentralen staatlichen Kalkulations­
richtlinie ist zu gewährleisten, daß die Preise auch weiterhin

fest in der Hand des sozialistischen Staates bleiben und die 
Preisarbeit weiter rationalisiert wird.

(2) Die staatlichen Anforderungen und Methoden zur Bil­
dung der Industriepreise sind darauf gerichtet, die volkswirt­
schaftliche Effektivität und die Qualität der Erzeugnisse zu 
erhöhen. Ihre konsequente Durchsetzung unterliegt einer 
strengen staatlichen Kontrolle und ist Bedingung für die 
staatliche Bestätigung der Industriepreise. Die Industriepreise 
sind als wirksames Instrument der Leitung, Planung und 
wirtschaftlichen Rechnungsführung anzuwenden.

(3) Bei der Bildung der Industriepreise ist davon auszu­
gehen, daß die ökonomischen Kategorien Kosten, Preis und 
Gewinn effektiver zu nutzen sind
— für eine hohe Wirksamkeit der Intensivierung, insbeson­

dere für die ständige Verbesserung des Verhältnisses von 
Aufwand und Ergebnis;

— als Grundlage für den Ausweis und die Beurteilung des 
Effektivitätszuwachses aus Aufgaben der Forschung und 
Entwicklung;

— bei der Erarbeitung und Anwendung von Normen und 
Normativen für den Verbrauch an vergegenständlichter 
und lebendiger Arbeit sowie von aussagefähigen Kosten- 
und Nutzensrechnungen;

— für den Leistungsvergleich zwischen Betrieben und Kom­
binaten und für die breitere Anwendung bewährter 
Methoden der sozialistischen Betriebswirtschaft und im 
sozialistischen Wettbewerb.

II.
Geltungsbereich

§2
(1) Diese Anordnung gilt für

— volkseigene Betriebe, Institute und Einrichtungen
• der Industrie und der Nahrungsgüterwirtschaft,
■ des Bauwesens,
• des Verkehrswesens,
• des Post- und Fernmeldewesens,
• der Land- und Forstwirtschaft,

soweit sie Industrieerzeugnisse produzieren,
• der sonstigen Bereiche der Volkswirtschaft, 

soweit sie Industriepreise anzuwenden haben;
— Industrie- und Dienstleistungsbetriebe des Verbandes der 

Konsumgenossenschaften der DDR sowie Produktions­
und Dienstleistungseinrichtungen der Genossenschaften 
der Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe (VdgB)

(im folgenden Betriebe genannt).

(2) Diese Anordnung gilt weiterhin für die Kombinate und 
für die Staatsorgane bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
bei der Leitung und Planung der Industriepreise.

(3) Die in dieser Anordnung für die Generaldirektoren der 
Kombinate festgelegten Pflichten beziehen sich auf die Er­
zeugnisgruppen ihres Verantwortungsbereiches auf dem Ge­
biet der Preise entsprechend den Rechtsvorschriften1. Diese 
Pflichten sind von den Leitern der Staatsorgane, Vorsitzen­
den der Wirtschaftsräte der Bezirke und den anderen Lei­
tern entsprechend wahrzunehmen, wenn ihnen nach den 
Rechtsvorschriften1 die Verantwortung auf dem Gebiet der 
Preise für bestimmte Erzeugnisgruppen übertragen ist. So­
weit die Generaldirektoren der Kombinate und die anderen 
Leiter Aufgaben für die ihnen unterstellten Betriebe wahr­
zunehmen haben, ist dies in dieser Anordnung ausdrücklich 
festgelegt.

(4) Diese Anordnung ist anzuwenden
— bei Kosten- und Preisvergleichen im Rahmen der Erzeug­

nisgruppenarbeit und der Betriebsvergleiche als Grund-

l Z. Z. gilt die Anordnung Nr. Pr. 304 vom 3. November 1983 über die 
Nomenklatur der Preiskoordinierungsorgane (Sonderdruck Nr. 1144 des 
Gesetzblattes).


